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Transparenz und Legitimit�t zu Lasten von
Unabh�ngigkeit und Exzellenz?

Zur Reform der EFSA

Gleichzeitig mit der Verankerung des Prinzips der Risikoanalyse im Europ�ischen
Lebensmittelrecht im Jahr 2002 wurde die Europ�ische Beh�rde f�r Lebensmittelsi-
cherheit (EFSA) errichtet; ihr wurde die Risikobewertung �bertragen – getrennt und
unabh�ngig vom Risikomanagement. Das Prinzip hat sich bew�hrt, auch auf natio-
naler Ebene wie das Beispiel des Bundesinstituts f�r Risikobewertung (BfR) in
Deutschland zeigt; es leistet einen wesentlichen Beitrag zur Lebensmittelsicherheit,
basiert das Risikomanagement (Gesetzgebung, Verwaltungsmaßnahmen) doch auf ei-
ner solideren wissenschaftlichen Grundlage.

Auch die EFSA hat sich bew�hrt; sie hat sich durch strikte Unabh�ngigkeit und wis-
senschaftliche Exzellenz ein anerkannt hohes Renom�e erworben, sie ist ein unver-
zichtbarer Eckpfeiler des „System Lebensmittelrecht“ der EU.

Trifft jedoch bei Themen wie gr�ne Gentechnik oder Glyphosat Wissenschaft auf ge-
sellschaftliche/politische Vorbehalte und Ablehnung, so ist es rasch um die Achtung
der Unabh�ngigkeit wissenschaftlicher Risikobewertung geschehen. Was politisch
nicht sein soll, das darf (kann?) auch wissenschaftlich nicht sein! Sehr schnell wer-
den Integrit�t und damit Legitimit�t der wissenschaftlichen Einrichtungen im Allge-
meinen, z.B. der EFSA, und der verantwortlichen Wissenschaftlicher im Speziellen
in Zweifel gezogen, oder gar diffamiert.

Diese zuletzt in der Glyphosat-Diskussion besonders offenkundig gewordene Ent-
wicklung und die Anfang 2018 ver�ffentlichte REFIT-Evaluierung zum allgemeinen
Lebensmittelrecht haben zu einem Vorschlag der Kommission f�r eine Verordnung
�ber „Transparenz und Nachhaltigkeit der EU-Risikobewertung im Bereich der Le-
bensmittelkette“ gef�hrt; er sieht die �nderung einer Reihe von Verordnungen vor,
so auch der „Basis“-Verordnung (EG) Nr. 178/2002. Ziel ist, die Transparenz des Ri-
sikobewertungsprozesses zu erh�hen, um dadurch „die EFSA in den Augen der Ver-
braucher und der breiten �ffentlichkeit st�rker“ zu „legitimieren und das Vertrauen
in ihre Arbeit“ zu „st�rken“. Durch eine Vielzahl von �nderungen des die EFSA re-
gelnden Kapitels III der Basis-Verordnung soll dies erreicht werden.

Neben notwendigen oder zumindest nachvollziehbaren Regelungen zur Verbesserung
der Abl�ufe und der Transparenz der wissenschaftlichen Risikobewertung finden
sich Vorschl�ge, die die Gefahr einer Aufweichung der Unabh�ngigkeit der EFSA
und damit einer Verwischung der Grenzlinien zwischen Risikobewertung und Risi-
komanagement nicht ausgeschlossen erscheinen lassen.
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Ein heikles Thema ist stets die Risikokommunikation, die nur dann ihre Funktion er-
f�llt, wenn die Aussagen zu wissenschaftlichen Erkenntnissen und zu darauf basie-
renden Maßnahmen des Risikomanagements koh�rent sind. Dass es insoweit Verbes-
serungsbedarf gibt, ist offensichtlich; allerdings darf dies nicht dazu f�hren, dass die
Kommission, d.h. das Risikomanagement, inhaltliche Einflussm�glichkeiten auf die
Kommunikation zu wissenschaftlichen Ergebnissen der Risikobewertung erh�lt.

Unzweifelhaft gest�rkt wird der Einfluss des Risikomanagements auf die EFSA da-
durch, dass k�nftig im „Verwaltungsrat“ jeder EU-Mitgliedstaat vertreten ist. Damit
soll eine Anpassung an das f�r andere Agenturen der Union verwendete Modell er-
folgen. Inwieweit die Entsendung der Mitglieder durch die Regierungen der Mit-
gliedstaaten mit ihrer Verpflichtung, „im �ffentlichen Interesse unabh�ngig zu han-
deln“ zu vereinbaren ist, muss hinterfragt werden. Bisher wirkten die Mitgliedstaa-
ten im „Beirat“ mit, der sich aus Vertretern von Beh�rden zusammensetzt, die
�hnliche Aufgaben wie die EFSA wahrnimmt, (z.B. BfR); es wird streng darauf zu
achten sein, dass der Verwaltungsrat, in dem k�nftig die Mitgliedstaaten das Sagen
haben, und der Beirat in der Aus�bung ihrer Befugnisse nicht kollidieren.

Einen besonders großen Einfluss auf die EFSA sollen die Mitgliedstaaten dadurch
erhalten, dass sie bei der Rekrutierung der Mitglieder der wissenschaftlichen Gre-
mien eine entscheidende Rolle spielen. Jeder Mitgliedstaat muss mindestens 12 wis-
senschaftliche Sachverst�ndige benennen, er muss gew�hrleisten, dass „seine“ Mit-
glieder der wissenschaftlichen Gremien unabh�ngig handeln und frei von Interes-
senkonflikten sind, dass sie �ber die erforderliche Zeit und die Ressourcen verf�gen,
und dass sie „von keiner nationalen Ebene Anweisungen erhalten“. Abgesehen da-
von, dass es nicht jedem Mitgliedstaat m�glich sein wird, die geforderte Anzahl von
eigenen Experten zu benennen, legt der Aufgabenkatalog nahe, dass sich die Rekru-
tierung auf solche Institutionen fokussiert, auf die der Staat unmittelbaren Einfluss
hat; Sachverst�ndige von Universit�ten k�nnen wohl kaum darunter erfasst werden,
zumal in einem f�deralen Staat.

Die Einbeziehung der Mitgliedstaaten scheint dem Umstand geschuldet zu sein, dass
es in den vergangenen Jahren immer schwieriger wurde, hochqualifizierte Wissen-
schaftler f�r eine Mitarbeit in der EFSA zu gewinnen. Die Gr�nde daf�r sind vielf�l-
tig; die Misere l�sst sich aber kaum mit einer Renationalisierung der Rekrutierung
beheben; denn dies l�sst sich sicher nicht durchgehend mit dem berechtigten An-
spruch der EFSA vereinbaren, nur die „Besten“ zu gewinnen. Dem widerspricht
auch, dass bei den endg�ltigen Ernennungen der Wissenschaftler durch den Verwal-
tungsrat eine „gr�ßtm�gliche geografische Streuung“ sichergestellt werden soll; na-
tionaler Proporz vor wissenschaftlicher Qualit�t kann und darf nicht die L�sung
sein.

Inhaltlich verkn�pft mit der w�nschenswerten gr�ßtm�glichen Transparenz der Ri-
sikobewertung ist der Umfang der Vertraulichkeit von Informationen, die aus Sicht
der Unternehmen, die beispielsweise einen Antrag auf Zulassung eines Stoffes stel-
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len, gewahrt werden muss. Hierzu sieht der Verordnungsentwurf detaillierte Vor-
schriften vor, die im Endeffekt aber darauf hinauslaufen, den Bereich der Vertrau-
lichkeit stark einzuschr�nken. So verst�ndlich die Forderung nach m�glichst umfas-
sender Transparenz ist, so bedarf es doch einer sorgf�ltigen Abw�gung mit den Rech-
ten Einzelner, auch im Hinblick darauf, ob die weitgehende Offenlegung von
Informationen sich nicht als Innovationshemmnis auswirken kann.

Es bleibt zu hoffen, dass der Verordnungsentwurf im Rat und im Europ�ischen Par-
lament einer sehr sorgf�ltigen Pr�fung unterzogen wird, um zu verhindern, dass die
Wesensmerkmale der EFSA, Unabh�ngigkeit und wissenschaftliche Exzellenz, bei
allem Verst�ndnis f�r inhaltliche und organisatorische Verbesserungen Schaden
nehmen – dann w�ren die �nderungen ein B�rendienst f�r die Lebensmittelsicher-
heit in der EU!

Rechtsanwalt Prof.Dr. Matthias Horst, Berlin
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